Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2666 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Oktober 1964 

7 — 81407 — 5849/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes über die 
Anpassung der Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen sowie über die 
Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
(Siebentes Rentenanpassungsgesetz — 7. RAG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 273. Sitzung am 16. Oktober 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Diuck: Boiinci Univeiüitäts-Buthdruckcrei, 53 Bonn 
Allcinvortiicb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Oodesberg, 
Postfach 821, (loethesti aßc 54, Tel. ü 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Siebenten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen sowie über die Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Siebentes Rentenanpassungsgesetz — 7. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: i 

ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 

werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- ! 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1964 die 
Versicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen, die im Jahre 1963 oder früher ein- | 
getreten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1965 | 
an nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. I 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- I 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 ■ 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 1 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des Ange- i 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes erhöh- 
ten Renten von Berechtigten, die das 65. Lebensjahr 
im Jahre 1964 vollendet haben, die Knappschaftsaus- 
gleichsleistung nach § 98 a des Reichsknappschafts- 
gesetzes und die Leistung nach §§ 27, 28 des Sozial- 
versicherungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. 
Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402). 


Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 
§ 37 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes angewendet 
worden ist, findet Satz 1 keine Anwendung. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für 
Renten der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die nach Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt 
werden. 


§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregclungsgesetzes sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die 
Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwendung 
der Ruhensvorschriften der ungekürzte Rentenbe- 
trag ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung mit 1,5690 vervielfältigt und der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1964 berechnet 
werden würde; Abweichungen infolge Abrundun- 
gen sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. 


(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold keine 
Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach §§ 1253 ff. der Reichsver- 
sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§53 ff. des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 
daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwen- 
dung der Kürzungs- und Ruhensvorschriften ergeben 
würde, wenn die Rente ohne Änderung der übrigen 
Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung der all- 
gemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1964 
und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses Jahr 
berechnet werden würde; Abweichungen infolge Ab- 
rundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes gilt nicht in den Fällen, in j 
denen §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, i 
§§ 55, 56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder | 
§§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes angewendet ' 
worden sind. In den Fällen, in denen Artikel 2 § 38 : 


(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 des 
Angestelltenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle 
der in diesen Vorschriften genannten Werte die 
nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 

Versicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

825,00 

495,00 

49 

808,50 

485,10 

48 

792,00 

475,20 

47 

775,50 

465,30 

46 

759,00 

455,40 

45 

742,50 

445,50 

44 

726,00 

435,60 

43 

709,50 

425,70 

42 

693,00 

415,80 

41 

676,50 

405,90 

40 und weniger 

660,00 

396,00 
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(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten vom 9. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der 
Verordnung an die Stelle des Betrages von 7650,00 
Deutsche Mark der Betrag von 11 220,00 Deutsche 
Mark, in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des 
Betrages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
269,40 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 740,10 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung 
an die Stelle des Betrages von 4281,00 Deutsche 
Mark der Betrag von 6717,00 Deutsche Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten werden in der Weise ange- 
paßt, daß der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungs- 
betrag mit 1,094 vervielfältigt wird; dem sich da- 
durch ergebenden Betrag sind der Kinderzuschuß 
und die der Anpassung nicht unterliegenden Ren- 
tenteile wieder hinzuzufügen. Der Leistungszu- 
schlag der knappschaftlichcn Rentenversicherung 
und der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes zu belassende Betrag sind mit 1,167 
zu vervielfältigen. Der Kinderzuschuß für jedes Kind 
ist nach der allgemeinen Bemessungsgrundlage des 
Jahres 1964 zu berechnen. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen und auf die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes anzuwenden sind, sind so anzupassen, daß 
sie mindestens den Betrag erreichen, der sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten mit 
Leistungen oder Leistungsanteilen aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungs- 
fällen vor dem 1. Januar 1957, wenn sie 
nach § 3 

angepaßt werden würden. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Januar 1965 ohne Kinder- 
zusch iiß für jedes Kind, vermindert um den Sonder- 
zuschuß und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 
der Höherversicherung. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung vermindert sich der Rentenzahl- 
betrag außerdem um den Leistungszuschlag und den 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschaftsge- 
setzes zu belassenden Betrag. 

(2) Bei Renten, auf die Artikel I § 6 Abs. 1 des 
Sechsten Rentenanpassungsgesetzes vom 21. Dezem- 
ber 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 1008) anzuwenden 
war, ist Anpassungsbetrag der Betrag, der sich nach 
Anwendung des § 4 Abs. 1 erster Halbsatz des 


Sechsten Rentenanpassungsgesetzes ergibt. An Stei- 
le des Rentenzahlbetrages für Januar 1964 tritt der 
Rentenzahlbetrag für Januar 1965. 

(3) In den Fällen, in denen für Januar 1965 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1964 ändert, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1965 zu zah- 
len gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für 
die Erfüllung des Anspruchs damals bestanden 
hätten. 

(4) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, Arti- 
kel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes berech- 
net sind, gelten als Sonderzuschuß die Beträge von 
21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 14 
Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. Ist in 
den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung einer 
Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente des- 
selben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu berück- 
sichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß der Be- 
trag von 21 Deutsche Mark. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Arti- 
kel 2 § 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zu- 
grundelegung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwen- 
dung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
§§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes sechs 
Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel und 
bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß und 
ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebenen- 
renten aus Versicherungsfällen nach dem 31. Dezem- 
ber 1956, die mit einer Rente aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung Zusammentreffen und nach § 4 an- 
gepaßt werden, dürfen zusammen die in §§ 1278, 1279 
der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 56 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes oder die in §§ 75, 
76 des Reichsknappschaftsgesetzes genannten Grenz- 
beträge, die bei einer Berechnung der Renten nach 
§ 2 zu berücksichtigen sind, nicht überschreiten. Satz 
1 gilt auch für Renten aus Versicherungsfällen vor 
dem 1. Januar 1957, wenn Leistungen oder Leistungs- 
anteile aus der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung zu gewähren sind. 
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(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die 
in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung 
oder die in §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes genannten Grenzbeträge, die bei der Be- 
rechnung der Rente nach § 3 zu berücksichtigen sind, 
nicht überschreiten. 

§ 7 

(1) Leistungen nach § 27 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520) und der Vorschriften dieses 
Gesetzes unter Zugrundelegung der bisherigen Ver- 
sicherungszeiten ergeben würde. 

(2) Leistungen nach § 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15, Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
der §§ 4 bis 6 dieses Gesetzes auf die nach den 
Grundsätzen des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) errechnete Ver- 
gleichsleistling ergeben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Artikels gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, und zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 
des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Ein- 
führung des Reichsknappschaftsgesetzes und des 
Knappschaftsrentenversicherungs - Neuregelungsge- 
setzes im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1099) gewährt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen den Kalen- 
derjahren 1962 und 1963 die vom Jahresarbeitsver- 


dienst abhängigen Geldleistungen für Unfälle, die 
im Jahre 1962 oder früher eingetreten sind, für Be- 
zugszeiten vom 1. Januar 1965 an nach Maßgabe der 
§§ 10 und 11 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung nach einem durch- 
schnittlichen Jahresarbeitsverdienst berechnet 
sind, 

soweit die Geldleistungen auf Grund des Arti- 
kels III § 1 Abs. 2 des Sechsten Rentenanpas- 
sungsgesetzes gewährt werden. 

(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten Ge- 
setzes über Änderungen in der Unfallversicherung 
vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) gilt als 
Unfalljahr das Jahr, für das der Jahresarbeitsver- 
dienst zuletzt festgesetzt worden ist. 

§ 10 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise ange- 
paßt, daß sie nach einem mit 1,061 vervielfältig- 
ten Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für 
die nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402) zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des saarländischen Gesetzes 
Nr. 345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Soweit der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortslohn berechnet ist, werden die Geldleistungen 
in der Weise angepaßt, daß sie nach einem mit 
1,156 vervielfältigten Jahresarbeitsverdienst berech- 
net werden. 

(3) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers 
zahlenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der Weise 
angepaßt, daß sie auf Grund des am 1. Januar 1963 
maßgeblichen Betrages berechnet werden. 

§ 11 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf 
den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
1 der höhere Betrag. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 
und Schlußvorschriften 

§ 12 

(1) Ergibt die Anpassung nach dem Ersten Ab- 
schnitt keinen höheren als den bisherigen Zahl- 
betrag, so ist dieser weiterzuzahlen, soweit sich nicht 
aus den allgemeinen Vorschriften etwas anderes er- 
gibt. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder hätte 
festgestellt werden müssen, höher, als sie bei der 
Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt sein würde, 
so ist dem Berechtigten die höhere Leistung zu ge- 
währen. 

§ 13 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kfiegsschadenrente und den Beihilfen zum Le- 
bensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, den 
Leistungen nach dem Bundesentschädigungsgesetz, 
dem Bundessozialhilfegesetz und dem Gesetz für Ju- 
gendwohlfahrt, den Miet- und Lastenbeihilfen nach 
dem Gesetz über die Gewährung von Miet- und 
Lastenbeihilfen, dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
und dem Gesetz über Wohnbeihilfen und den Bun- 
desbeihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen : 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den Richtlinien i 
vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom i 
20. Oktober 1951) die Gewährung oder die Höhe der ■ 
Leistungen von anderem Einkommen abhängig ist, j 
bleiben die Erhöhungsbeträge, die für die Monate ! 
Januar bis einschließlich Mai 1965 auf Grund der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, für den 
genannten Zeitraum bei den Ermittlungen des Ein- 
kommens unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge 
für den in Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner 


bei der Gewährung von Leistungen aus der Arbeits- 
losenversicherung, der Arbeitslosenhilfe sowie der 
Altershilfe für Landwirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes das entsprechende saarlän- 
dische Gesetz tritt und das Bundesentschädigungs- 
gesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter Berück- 
sichtigung ihrer im Saarland geltenden Fassung an- 
zuwenden sind. 

§ 14 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1965 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 31. Dezember 1965 zulässig. 

(3) §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 79 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 Abs. 1 und 2 
AVG und § 71 RKG) sind die Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten sowie der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung bei Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage durch ein besonderes Gesetz 
anzupassen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage 
für die Berechnung von Renten aus Versicherungs- 
fällen des Jahres 1964 beträgt nach der Rechtsver- 
ordnung der Bundesregierung vom 21. Dezember 
1963 (BGBl. I S. 1033) in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten 6717 Deutsche 
Mark gegenüber 6142 Deutsche Mark für Renten 
aus Versicherungsfällen des Jahres 1963 und in der 
knappschaftlidien Rentenversicherung 6788 Deutsche 
Mark gegenüber 6206 Deutsche Mark im Jahre 1963. 
Hinsichtlidi der Durchführung der Anpassung in den 
Rentenversicherungen beschreitet der Entwurf des 
7. Rentenanpassungsgesetzes den gleichen Weg wie 
die vorhergehenden Rentenanpassungsgesetze. Es 
wird das Ergebnis bestimmt, das durch die Anpas- 
sung erreicht werden soll. Dem Versicherungsträger 
bleibt es überlassen, wie er die vorgesehene An- 
passung im einzelnen verwaltungstechnisch erreicht. 
Lediglich für die Renten mit Besitzstandswahrung 
wird die Anpassung mit Hilfe eines Faktors vorge- 
schrieben (vgl. Erster Abschnitt § 4). 

Nach § 579 RVO sind in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung die vom Jahresarbeitsverdienst abhängi- 
gen Geldleistungen bei Veränderungen der durch- 
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme durch 
Gesetz anzupassen. Durch das 6. Rentenanpassungs- 
gesetz wurde die 1. Anpassung auf Grund des § 579 
RVO vorgenommen. Dieser Anpassung waren die 
Umstellungen in den Jahren 1957 und 1960 voran- 
gegangen, die in der gleichen Weise vorgenommen 
worden sind, wie es seit dem 1. Juli 1963 der § 579 
RVO vorschreibt. Die letzte Anpassung, die zum 
1. Januar 1964 erfolgt ist, hat die Jahresarbeitsver- 
dienste dem Stand der Entwicklung am 1. Januar 
1962 angepaßt. Der vorliegende Entwurf setzt den 
seit 1957 beschrittenen Weg fort Er berücksichtigt 
die Entwicklung der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme von 1962 auf 1963 unter Beach- 
tung des § 579 Abs. 2 RVO. 


B. Besonderer Teil 
Erster Abschnitt 

Zu § 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die an der Anpassung teilnehmenden Ren- 
ten. Entsprechend der Zielsetzung des Entwurfs sind 
in die Anpassung die Renten der Rentenversiche- 


rungen der Arbeiter und der Angestellten sowie der 
knappschaftlichen Rentenversicherung aus Ver- 
sicherungsfällen einbezogen, die im Jahre 1963 
und früher eingetreten sind. Damit sind sowohl die 
Renten erfaßt, die bereits an den bisherigen Renten- 
anpassungen teilgenommen haben, als auch die Ren- 
ten, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1963 be- 
ruhen. 

Die Renten aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung des Saarlandes bleiben von die- 
sem Gesetz unberührt. 

Die in Absatz 2 aufgezählten Versichertenrenten aus 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten wurden nach den Umstellungsvorschriften 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze zu- 
nächst auf der Grundlage eines Steigerungssatzes 
von 1,3 V. H. für jedes anrechnungsfähige Versiche- 
rungsjahr umgestellt. Die Erhöhung nach Artikel 2 
§ 38 Abs. 3 ArVNG oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG 
auf ^’Vi 3 berücksichtigt nicht die Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage zwischen 1963 
und 1964. Diese Renten sind infolgedessen ebenfalls 
mit anzupassen. 

Absatz 2 dient insoweit der Klarstellung, als es 
zweifelhaft sein kann, ob die Vollendung des 
65. Lebensjahres im Laufe des Jahres 1964 ein Ver- 
sicherungsfall im Sinne des Absatzes 1 ist. 

Nach Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der 
Anpassung ausgenommen. Das ist gerechtfertigt, 
weil es sich hierbei um eine Leistung handelt, die 
lediglich im Wege der Besitzstandswahrung weiter 
gewährt wird. 

Zu § 2 

In Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und der Angestellten die Renten an- 
gesprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind, mit Ausnahme der 
Renten, die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 2 zweiter 
Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 2 zwei- 
ter Halbsatz AnVNG) zur Wahrung des Besitzstan- 
des gezahlt werden. Diese Renten sind nach § 4 an- 
zupassen. In der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung werden von Absatz 1 sämtliche Renten mit 
Ausnahme der Besitzstandsrenten erfaßt, da in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung auch die nach 
den Vorschriften des alten Rechts berechneten Ren- 
ten im Wege der Neuberechnung umgestellt worden 
sind. 

Die Renten, auf die § 1280 RVO (§ 57 AVG, § 77 
RKG) Anwendung gefunden hat, werden anders 
als im 5. und 6. RAG nicht nach § 4, sondern nach 
§ 2 oder § 3 des Gesetzes angepaßt. Die Heraus- 
nahme dieser Renten aus der Anpassung nach § 4 
war erforderlich, um auch bei ihnen sicherzustellen, 
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daß sie — • sofern sie den Höchstbegrenzungsvor- 
schriften unterliegen — dem Steigen der Beitrags- 
bomessungsgrenze entsprechend angepaßt werden 
können. Diese ist aber — anders als beim 5. und 6. 
RAG - — • stärker gestiegen als die allgemeine Be- 
messungsgrundlage. Durch die vorgesehene Rege- 
lung wird sichergestellt, daß diese Steigerung der 
Beitragsbemessungsgrenze bei den anzupassenden 
Renten voll ausgeschöpft werden kann. Renten- 
zugang und Rentenbestand wird damit gleich be- 
handelt. Im übrigen ändert sich nichts gegenüber 
der bisherigen Anpassung dieser Renten. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1964 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würden. Da den Versicherungsträgern nicht 
vorgeschrieben ist, auf welchem Wege sie dieses 
Ergebnis erzielen, können in der Mehrzahl der Fälle 
die anzupassenden Renten von den Rentenrech- 
nungssteilen der Bundespost mit Hilfe elektronischer 
Rechengeräte umgerechnet werden, ohne daß die 
Versicherungsträger dabei eingeschaltet werden 
müssen. In den Fällen, in denen Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen mit Renten aus 
der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentref- 
fen, ist die Anpassung von den Versicherungsträgern 
durchzuführen. Nach dem Entwurf wird verhindert, 
daß Renten von Berechtigten, die zusammen mit der 
Unfalirente 85 v. H. ihres Jahresarbeitsverdienstes 
erreicht haben, über diesen Grenzbetrag hinaus er- 
höht werden. Damit wird auch beim 7. Renten- 
anpassungsgesetz der Grundsatz gewahrt, daß Ren- 
ten aus der Rentenversicherung und Renten aus der 
Unfallversicherung den in § 1278 RVO festgesetzten 
Höchstbetrag nicht überschreiten dürfen. Renten- 
bestand und Rentenzugang werden damit gleich- 
behandelt. Ist die persönliche Rentenbemessungs- 
grundlage Maßstab für die Begrenzung der Gesamt- 
bezüge, so kann der Anpassungsbetrag bis zu dieser 
Grenze voll ausgeschöpft werden. 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung handelt es 
sich um Renten, die zur Wahrung des Besitzstandes 
weitergezahlt werden. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten Ren- 
ten der Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten mit Ausnahme der sogenannten Son- 
derzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG (Arti- 
kel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten sind 
nach § 4 anzupassen. Der Unterschied des in Ab- 
satz 1 vorgesehenen Anpassungsverfahrens gegen- 
über dem Verfahren nach § 2 liegt darin, daß es auf 
die Besonderheiten der umgestellten Renten zuge- 
schnitten ist. Mit dem Verfahren nach § 2 hat aber 
dieses Verfahren gemeinsam, daß auch bei ihm 
die Masse der Renten von den Rentenrechnungs- 
stellen der Bundespost mit Hilfe elektronischer Re- 
chengeräte umgerechnet werden kann, ohne daß die 
Versicherungsträger dabei eingeschaltet werden 


müssen. Es hat mit dem Verfahren nach § 2 ferner 
gemeinsam, daß auch bei diesen Renten die An- 
wendung der Ruhensvorschriften beim Zusammen- 
treffen mit Renten aus der Unfallversicherung sicher- 
gestellt wird. Damit wird auch hier der Grundsatz 
beibehalten, daß Renten aus der Rentenversicherung 
und Renten aus der Unfallversicherung zusammen 
den in § 1278 RVO festgesetzten Höchstbetrag von 
85 V. H. des Jahresarbeitsverdienstes nicht über- 
schreiten dürfen. Zugleich ist damit auch eine Ver- 
besserung für die Fälle verbunden, in denen die 
persönliche Rentenbemessungsgrundlage Maßstab 
für die Begrenzung der Gesamtbezüge ist. Der An- 
passungsbetrag kann nunmehr bis zu dieser Grenze 
voll ausgeschöpft werden. 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten 
anzuwenden. Die in diesen Vorschriften angegebe- 
nen Werte sind durch die auf der Grundlage der 
Beitragsbemessungsgrenze von 1964 errechneten 
Werte ersetzt worden. Damit wird einerseits erreicht, 
daß die Berechtigten, deren Renten wegen Errei- 
chens bzw. Überschreitens der Höchstgrenzen be- 
grenzt worden sind, im Rahmen der neuen Beitrags- 
bemessungsgrenze in den vollen Genuß der Renten- 
anpassung gelangen, andererseits wird sicher- 
gestellt, daß durch die Anpassung die Höchstgrenzen 
nicht überschritten werden können und sich diese 
Rentner besser stellen als Rentner mit einem Ver- 
sicherungsfall des Jahres 1964. 


Zu § 4 

übrige Renten im Sinne des Absatzes 1 sind in den 
Rentenversicherungen der Arbeiter und der Ange- 
stellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 2 
zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 Abs. 3 
Satz 2 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 § 42 
ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 1 1 KnVNG und die Renten nach Artikel 2 
§ 25 KnVNG. Zu den übrigen Renten gehören weiter 
die Renten, die nach Artikel 6 § 7 und § 17 Abs. 1 
Satz 3 FANG oder § 15 der Verordnung nach § 1256 
Abs. 3 RVO gezahlt werden. 

Diese Renten sind abweichend von den in §§ 2 und 3 
aufgeführten Renten in der Weise anzupassen, daß 
der im Gesetz bestimmte Anpassungsbetrag mit 
einem Faktor zu vervielfältigen ist. Die Abweichung 
im Anpassungsverfahren bei diesen Renten ist des- 
halb erforderlich, weil bei ihnen nur ein Zahlbetrag 
bekannt ist, der nach anderen Methoden als denen 
der neuen Rentenformel berechnet worden ist. 

Die Anpassung der in § 4 genannten Renten kann 
von der Bundespost mit Hilfe elektronischer Rechen- 
geräte durchgeführt werden, ohne daß die Versiche- 
rungsträger dabei eingeschaltet werden müssen. 

Die Beitragsbemessungsgrenze hat sich für die 
knappschaftliche Rentenversicherung von 14 400 DM 
im Jahre 1963 auf 16 800 DM im Jahre 1964 erhöht. 
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Die Erhöhung beträgt somit 16,7 v. H. Infolgedessen 
sind die in § 4 Abs. 1 Satz 2 angesprochenen Son- 
derleistungen aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung entsprechend zu erhöhen. 

Wie bereits in den vorhergegangenen Rentenanpas- 
sungsgesetzen ist bei der Bestimmung des Anpas- 
sungsbetrages (§ 5) der Kinderzuschuß herausge- 
nommen worden. Es ist deshalb in § 4 Abs. 1 Satz 3 
bestimmt, wie der Kinderzuschuß anzupassen ist; er 
ist nach der allgemeinen Bemessungsgrundlage des 
Jahres 1964 zu berechnen. Damit wird erreicht, daß 
die Kinderzuschüsse zu den nach altem Recht be- 
rechneten Vergleichsrenten einheitlich nach neuem 
Recht bemessen werden. 

Durch Absatz 2 soll gewährleistet werden, daß auch 
bei Besitzstandsrenten, die nach Absatz 1 angepaßt 
werden und auf die wegen Zusammentreffens mit 
einer Unfallrente die Ruhensvorschriften Anwen- 
dung finden, die Grenzbeträge immer voll ausge- 
schöpft werden können. Die Regelung entspricht in- 
soweit den Regelungen in § 2 und § 3. 


Zu § 5 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten. Der als Anpassungs- 
betrag zugrunde zu legende Betrag wird ermittelt, 
indem vom monatlichen Rentenzahlbetrag die Ren- 
tenteile in Abzug gebracht werden, die von der 
Rentenanpassung ausgeschlossen sind. Es handelt 
sich hierbei um den Sonderzuschuß und um die Stei- 
gerungsbeträge aus Beiträgen der Höherversiche- 
rung sowie den Kinderzuschuß. Der Kinderzuschuß 
wird durch Neuberechnung auf der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage des Jahres 1964 angepaßt (§ 4). 

Absatz 2 enthält die Bestimmung des Anpassungs- 
betrages für Renten, die an der bisherigen Renten- 
anpassung teilgenommen haben und wegen Errei- 
chens oder Überschreitens der Höchstgrenzen be- 
grenzt worden sind. Der Anpassungsbetrag muß in 
diesen Fällen besonders bestimmt werden, weil sich 
die Beitragsbemessungsgrenze und damit die Höchst- 
grenzen in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten von 1963 auf 1964 in stärke- 
rem Umfang erhöht hat als die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage für den gleichen Zeitraum. Durch die 
vorgesehene Regelung wird erreicht, daß auch diese 
Renten bis zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenze 
und damit in einem größeren Umfang als die nicht 
den Höchstbegrenzungsvorschriften unterliegenden 
Renten angepaßt werden können. Damit wird ein 
Teil der geringerer Anpassung dieser Renten im 5. 
und 6. RAG nachgeholt. 

Durch Absatz 3 sollen sowohl die Fälle erfaßt wer- 
den, in denen für Januar 1965 zwar ein Anspruch 
auf Rente besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt 
aber noch nicht gezahlt worden ist, weil sie noch 
nicht durch Bescheid des Versicherungsträgers fest- 
gestellt worden ist, als auch die Fälle, in denen sich 
im Laufe des Jahres 1965 eine Änderung der Renten- 
höhe ergibt. 


Die in Absatz 4 vorgesehene Regelung, daß bei Ren- 
ten, die nach Artikel 2 § 42 ArVNG, Artikel 2 § 41 
AnVNG und Artikel 2 § 11 KnVNG berechnet sind, 
die Beträge von 21 Deutsche Mark bei Versicherten- 
renten und 14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenen- 
renten als der Rentenanpassung nicht unterliegende 
Rententeile gelten, dient der Klarstellung. 


Zu § 6 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens bzw. Überschreitens der 
Höchstgrenzen begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchst- 
begrenzung gelangen. Um andererseits zu vermei- 
den, daß durch das Multiplizieren mit den Faktoren 
der bisherigen und dieses Rentenanpassungsgesetzes 
der Rentenzahlbetrag die neuen Höchstgrenzen 
überschreitet und sich diese Rentner besser stellen 
als Rentner mit einem Versicherungsfall des Jahres 
1964, ist eine entsprechende Begrenzung vorgesehen. 
Absatz 2 enthält eine Begrenzungsvorschrift für die 
nach § 4 anzupassenden Renten der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, das sind die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG und die Renten nach Artikel 2 
§ 25 KnVNG. 

Absatz 3 enthält die Begrenzungsvorschrift für Ren- 
ten der Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten sowie der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, die mit einer Rente aus der Unfall- 
versicherung Zusammentreffen und die nach § 4 
angepaßt werden. Diese Renten dürfen die in §§ 1278, 
1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten 
Grenzbeträge, die bei einer Berechnung der Rente 
nach § 2 zu berücksichtigen wären, nicht überschrei- 
ten. 

In Absatz 4 ist die entsprechende Regelung für um- 
gestellte Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten, die mit einer Rente 
aus der Unfallversicherung Zusammentreffen und die 
nach § 4 angepaßt werden, enthalten. In diesen Fäl- 
len dürfen die Renten, die in §§ 1278, 1279 RVO 
(§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 76 RKG) genannten Grenz- 
beträge, die bei einer Berechnung der Rente nach 
§ 3 zu berücksichtigen wären, nicht überschreiten. 


Zu § 7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(BGBl. I S. 402) weitergezahlt werden. Der Anpas- 
sung unterliegt in diesen Fällen die der Berechnung 
der Leistung nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar zugrundeliegende Ver- 
gleichsleistung. Vergleichsleistung ist der Betrag, der 
sich ergibt, wenn die bis zur Verkündung des Sozial- 
versicherungs-Angleichungsgesetzes Saar außerhalb 
des Bundesgebietes zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten wie im Saarland zurückgelegte Versicherungs- 
zeiten behandelt werden. 
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Zweiter Abschnitt 

Zu § 9 

Absatz 1 

Entsprechend der Vorschrift des § 579 Abs. 2 RVO 
bestimmt § 9, daß die Anpassung nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften für die Unfälle erfolgt, die 
vor dem 1. Januar 1963 eingetreten sind. Ein spä- 
terer Zeitpunkt kommt nicht in Frage, da die vom 
1. Januar 1963 an eingetretenen Arbeitsunfälle nach 
einem Jahresarbeitsverdienst entschädigt werden, 
der sich von dem aktuellen Lohn- und Gehaltsniveaii 
noch nicht wesentlich entfernt hat. Eine Veränderung 
der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehalts- 
summe zwischen den Kalenderjahren 1963 und 1964 
läßt sich im übrigen auch vor Ablauf des Jahres 
1964 noch nicht feststellen, da erst dann das Sta- 
tistische Bundesamt Zahlenmaterial über die Ver- 
hältnisse von 1964 zu liefern in der Lage ist. 

Absatz 2 

Die Anpassung der in der landwirtschaftlichen Un- 
fallversicherung nach einem durchschnittlichen Jah- 
resarbeitsverdienst berechneten Geldleistungen er- 
folgt nicht im Rahmen der Anpassung nach § 579 
RVO. Diese Geldleistungen folgen nach § 789 RVO 
den Änderungen der durchschnittlichen Jahresar- 
beitsverdienste in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung automatisch. Eine neue Festsetzung 
dieser Jahresarbeitsverdienste wird spätestens zum 
1. Januar 1965 erfolgen. Eine allgemeine Zwischen- 
festsetzung auf Grund des Gesetzes über die Anord- 
nung allgemeiner Zwischenfestsetzungen durch- 
schnittlicher Jahresarbeitsverdienste in der land- 
wirtschaftlichen Unfallversicherung vom 6, August 
1964 (Bimdesgesetzbl. I S. 602) ist durch den Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung am 17. August 
1964 mit Wirkung vom 1. Januar 1964 angeordnet 
worden, soweit es sich um die Jahresarbeitsverdien- 
ste für landwirtschaftliche Unternehmer und deren 
Ehegatten handelt. 

Geldleistungen, die ihrer Höhe nach teilweise des- 
halb zu gewähren sind, weil nach den in Absatz 2 
bezeichneten besonderen gesetzlichen Vorschriften 
ein Besitzstand garantiert wird, sollen nur mit dem 
Anteil angepaßt werden, der sich aus den allgemei- 
nen Vorschriften ergibt. Der Anteil der Geldleistun- 
gen, der lediglich dazu bestimmt ist, den früher ein- 
mal erreichten Besitzstand zu erhalten, soll dagegen 
von der Anpassung ausgenommen sein. Auf diese 
Weise werden im Laufe der Zeit die den Besitzstand 
wahrenden Teile der Leistung in dem nach allgemei- 
nen Vorschriften zu zahlenden Teil der Leistungen 
aufgehen. 

Absatz 3 

Wie bei der Anpassung nach dem 6. Rentenanpas- 
sungsgesetz sollen die Geldleistungen, die auf Grund 
von § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 von einem Träger 
der Unfallversicherung zu gewähren sind, umgestellt 
werden. 


Absatz 4 

Absatz 4 trägt den Fällen Rechnung, in denen für 
Unfälle von Personen, die z. Z. des Unfalls noch in 
Berufs- oder Schulausbildung standen oder noch 
nicht 21 Jahre alt waren, nach § 565 RVO a. F. auch 
nach der erstmaligen Feststellung des Jahresarbeits- 
verdienstes eine neue Feststellung des Jahres- 
arbeitsverdienstes erfolgt ist, wobei das Unfalljahr 
und das Jahr der Festsetzung des jetzt gültigen Jah- 
resarbeitsverdienstes nicht zusammenfallen. Diese 
Regelung führt dazu, daß bei einem Jahresarbeits- 
verdienst für einen Unfall, der vor dem 1. Januar 
1963 eingetreten ist, eine Anpassung dann unter- 
bleibt, wenn der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
1. Januar 1963 auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
neu festgesetzt worden ist. Soweit es sich um Jah- 
resarbeitsverdienste handelt, die nach billigem Er- 
messen (§ 566 RVO a. F.) festgesetzt worden sind, 
muß Entsprechendes gelten, wenn diese Jahres- 
arbeitsverdienste nicht auf das Jahr vor dem Unfall 
abgestellt sind. Die von Absatz 4 erfaßten Tatbe- 
stände ergeben sich aus §§ 565, 566 RVO in der 
Fassung des 6. Gesetzes über Änderungen in der 
Unfallversicherung. Die entsprechenden Regelungen 
der §§ 573, 577 RVO in der Fassung des Unfallver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes gelten für die in 
diesem Gesetzentwurf in Frage kommenden Unfälle 
nicht, da sie vor dem 1. Juli 1963 eingetreten sind. 

Zu § 10 

Absatz 1 

Das Statistische Bundesamt hat die Veränderung der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme 
zwischen den Kalenderjahren 1962 und 1963 mit 
6,1 V. H. bekanntgegeben. Danach ergibt sich ein An- 
passungsfaktor von 1,061. Satz 2 stellt sicher, daß 
mit der Geldleistung, die der ausländische Versiche- 
rungsträger in den Fällen des § 27 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar zahlt, die 
volle angepaßte Geldleistung erzielt wird. 

Absatz 2 

Bei der Anpassung nach dem 6, Rentenanpassungs- 
gesetz sind die Geldleistungen, denen ein nach dem 
Ortslohn berechneter Jahresarbeitsverdienst zu- 
grunde gelegt war, nicht angepaßt worden, weil auf 
den Anpassungszeitpunkt, den 1. Januar 1962, be- 
zogen, die im Jahre 1961 festgesetzten Ortslöhne 
als aktuell angesehen wurden. Bis zum 1. Januar 
1963 sind keine neuen Festsetzungen erfolgt. Man 
wird aber nicht annehmen können, daß die 1961 fest- 
gesetzten Ortslöhne, auf den Anpassungszeitpunkt 
1. Januar 1963 bezogen, ebenfalls noch aktuell seien. 
Die im Jahre 1964 nach Artikel IV § 1 des 6. Renten- 
anpassungsgesetzes neu festgesetzen Ortslöhne eilen 
aber dem Stand der Entwicklung am 1. Januar 1963 
voraus. Sie sind für die vorliegende Anpassung 
nicht brauchbar. Bei dieser Schwierigkeit erscheint 
es richtiger, daß künftig die nach dem Ortslohn be- 
stimmten Jahresarbeitsverdienste wie echte Jahres- 
arbeitsverdienste mit dem nach Maßgabe des § 579 
RVO bestimmten Faktor umgestellt werden. Dies 
erscheint auch deshalb vertretbar, weil bei einem 


9 



Drucksache IV/2666 


Deutscher Bundestag — ■ 4. Wahlperiode 


nach dem Ortslohn bestimmten Jahresarbeitsver- 
dienst das tatsächliche Arbeitseinkommen im Jahre 
vor dem Unfall niedriger war als das Dreihundert- 
fache des Ortslohns und der Jahresarbeitsverdienst 
in diesen Fällen demnach auf der Fiktion beruht, 
daß der Versicherte ein Arbeitseinkommen erzielt 
habe, das dem dreihiindertfachen Ortslohn ent- 
spricht. Der Umstellungsfaktor des Absatzes 2 be- 
rücksichtigt die unterlassene Anpassung des 6. Ren- 
tenanpassungsgesetzes. Damit ist einer möglichen 
Schlechterstellung der Berechtigten, deren Leistun- 
gen auf einem nach dem Ortslohn bestimmten Jah- 
resarbeitsverdienst beruhen, für jetzt und künftig 
vorgebeugt. 

Absatz 3 

Mit der Regelung des Absatzes 3 wird sichergestellt, 
daß Jahresarbeitsverdienste oder Teile von Jahres- 
arbeitsverdiensten, die in der Satzung des Versiche- 
rungsträgers zahlenmäßig bestimmt sind, bei der 
Anpassung den eingetretenen Satzungsänderungen 
folgen. Es handelt sich insbesondere um die Jahres- 
arbeitsverdienste von Unternehmern und deren Ehe- 
gatten, aber u. U. auch um die Jahresarbeitsver- 
dienste von Personen, die nicht im Unternehmen be- 
schäftigt waren, aber einen Unfall erlitten haben, 
als sie die Betriebsstätte besuchten oder auf ihr ver- 
kehrten (§ 540 Abs. 1 Nr. 1 RVO a. F.), oder solcher 
Personen, die als Organmitglicder eines Trägers der 
gesetzlichen Unfallversicherung einen Unfall erlit- 
ten haben {§ 540 Abs. 1 Nr. 2 RVO a. F.). 

Soweit die Jahresarbeitsverdienste nicht zahlen- 
mäßig in der Satzung festgelegt sind, die Satzung 
vielmehr es dem Versicherten überläßt, im Einver- 
ständnis mit dem Versicherungsträger die Höhe des 
Jahresarbeitsverdienstes zu bestimmen, folgt die 
Anpassung dem Absatz 1. 

Zu § 11 

Die Höchstbegrenzung des Jahresarbeitsverdienstes 
entspricht der Vorschrift des § 575 Abs. 2 RVO. 


Dritter Abschnitt 

Zu § 12 

Die Vorschrift bringt die Erhaltung des Besitzstan- 
des für diejenigen Fälle, in denen trotz Erhöhung 
der Höchstgrenzen diese bisher schon überschritten 


wurden. Durch Absatz 1 letzter Halbsatz wird klar- 
gestellt, daß dieser Besitzstand aber nur für das An- 
passungsverfahren gilt. Bei Veränderungen nach der 
Anpassung unterliegen die Renten den allgemeinen 
Vorschriften. 

Zu § 13 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Januar bis 
Mai 1965 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der 
nach anderen Vorschriften zu erfolgenden Anrech- 
nung aus verwaltungstechnischen Gründen aus. 

Zu § 14 

Absatz 1 ist dem Artikel 2 § 31 Abs. 1 Satz 2 ArVNG 
(Artikel 2 § 30 Abs. 1 Satz 2 AnVNG, Artikel 2 § 23 
Abs. 3 KnNVG) nachgebildet. 

Absatz 2 grenzt die Befugnis des Versicherungsträ- 
gers bezüglich der nachträglichen Korrektur einer 
etwa fehlerhaften Anpassung im Interesse der 
Rechtssicherheit ab. 

Durch Absatz 3 wird klargestellt, daß auch im Rah- 
men des 7. Rentenanpassungsgesetzes eine Berichti- 
gung der Anpassungsmitteilung zugunsten des Ver- 
sicherten möglich ist. 


C. Finanzieller Teil 

Durch die Rentenanpassung ergeben sich folgende 
Mehraufwendungen : 

Rentenversicherung der Arbeiter . . 1 060 Mio DM 
Rentenversicherung der Angestellten 495 Mio DM 
knappschaftliche Rentenversicherung 215 Mio DM 

Unfallversicherung 80 Mio DM 

zusammen ... 1 850 Mio DM 

Von den Mehraufwendungen gehen 215 Mio DM für 
die knappschaftliche Rentenversicherung zu Lasten 
des Bundes. Von den Mehraufwendungen der Un- 
fallversicherung gehen 5,2 Mio DM zu Lasten des 
Bundes, 1,6 Mio DM zu Lasten der Länder und 
1,5 Mio DM zu Lasten der Gemeinden. Im übrigen 
werden die Mehraufwendungen von den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der Angestell- 
ten und der gesetzlichen Unfallversicherung getra- 
gen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „den Son- I 

derzuschuß und'' zu streichen. ! 

b) Absatz 4 ist zu streichen. 

2. Folgender neuer § 5 a ist anzufügen: 

.§ 5 a i 

Artikel 2 § 36 Abs. 2 des Arbeiterrentenver- 1 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 35 j 
Abs. 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- ; 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 25 Abs. 2 des 
l^nappschaftsrentenversicherungs - Neuregelungs- 1 
gesetzes werden gestrichen." I 

R e g r ü n d u n g z u 1 . a) u n d 2. | 

Die Sonderzuschüsse nach Artikel 2 § 36 Abs. 1 
ArVNG, Artikel 2 § 35 Abs. 1 AnVNG und Arti- 
kel 2 § 25 Abs. 1 KnVNG wurden in die bisheri- 
gen Rentenanpassungen nicht einbezogen. Die 
Nicbtberücksichtigung des Sonderzuschusses bei 
der Anpassung wurde damit begründet, daß die 
Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze die- 
sen Rentenbestandteil deswegen von der Anpas- ; 
sung ausgenommen hätten, weil er keine ver- j 
sicherungsrechtliche Grundlage habe und nicht ‘ 
lohnbezogen sei. Es ist jedoch sozialpolitisch nicht ! 
nur gerechtfertigt, sondern sogar dringend erfor- 
derlich, den Sonderzuschuß künftig an der Ren- 
tenanpassung teilnehmen zu lassen, damit die 
für die Bezieher kleiner Renten durch die Nicht- 
anpassung dieses Rententeils bisher entstandene 
Härte künftig beseitigt wird. | 

Wenn es richtig ist, daß der Sonderzuschuß nicht 
lohnbezogen ist, so kann doch nicht bestritten 
werden, daß er ein sozialer Bestandteil der klei- 
nen Renten ist. Infolge der allgemeinen Preis- 
und Lohnentwicklung sind bekanntlich auch seit 
dem Jahre 1957 die Regelsätze der Sozialhilfe im 
angemessenen und notwendigen Umfang erhöht 
worden. Wenn man von einer Einbeziehung des 
Sonderzuschusses in die künftigen Rentenanpas- 
sungen aus grundsätzlichen Erwägungen wegen 
fehlender Lohnbezogenheit dieses Rententeils 
weiter absehen wollte, dann müßte der Sonder- 
zuschuß der allgemeinen Entwicklung im Lohn- 
Preis-Sektor und der Entwicklung der Regelsätze 
der Sozialhilfe angepaßt werden und pauschal 
um mindestens die Hälfte erhöht werden, jeden- , 
falls mehr als die Erhöhung um 9,4 v. H. nach den | 
Vorschriften des vorliegenden Entwurfs betragen | 
wird. 

Die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, wie sie sich aus dem Sozialbericht 1964 er- 
gibt, läßt es bei einer Zahl von etwa 2 Millionen 


Rentnern, in deren Renten ein Sonderzuschuß 
enthalten ist, durchaus zu, die durch Einbezie- 
hung des Sonderzuschusses in die Anpassung 
entstehenden Mehraufwendungen in Höhe von 
ca. 35 bis 40 Millionen DM abzudecken. 

Dem Einwand, die beantragte Streichung in § 5 
Abs. 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs habe 
nur deklaratorische Bedeutung und keinerlei 
rechtliche Auswirkung, weil die entsprechenden 
Vorschriften in den Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzen (Artikel 2 § 36 Abs. 2 ArVNG, 
Artikel 2 § 35 Abs. 2 AnVNG, Artikel 2 § 25 
Abs. 2 KnVNG) die Anpassung der Sonderzu- 
schüsse nicht zuließen, kann zunächst durch den 
Hinweis auf den Beschluß des Bundesrates vom 
10. Juli 1964 zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Beseitigung von Härten in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen (BR-Drucksache 319/64 — • Be- 
schluß, BT-Drucksache IV/2572) begegnet wer- 
den, demzufolge die o. a. Vorschriften zu strei- 
chen sind. 

Von der Bundesregierung wurde bei der Bera- 
tung der Härtcnovclle im zuständigen Bundes- 
ratsausschuß die Auffassung vertreten, daß die 
genannte Vorschrift in den Artikeln 2 der ein- 
zelnen Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
nur deklaratorische Bedeutung habe und daß die 
Frage, ob der Sonderzuschuß angepaßt werde 
oder nicht, in den Anpassungsgesetzen zu regeln 
sei. 

3. § 12 Abs. 1 

Folgende Sätze 2 und 3 sind anzufügen: 

„Ist nach Anwendung des Satzes 1 der Gesamt- 
betrag der Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung und der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung niedriger als der bisherige Gesamt- 
betrag dieser Renten, so wird die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung so weit erhöht, 
daß der Berechtigte aus beiden Versicherungs- 
zweigen insgesamt den Betrag erhält, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den ist. Satz 2 gilt entsprechend für die Fälle, auf 
die Artikel III § 1 Abs. 1 des Sechsten Renten- 
anpassungsgesetzes vom 21. Dezember 1963 
(Bundesgesctzbl. I S. 1008) anzuwenden war." 

Begründung 

§ 12 Abs. 1 des Entwurfs stimmt mit der Fassung 
des Artikels III § 1 Abs. 1 des 6. RAG vom 21. De- 
zember 1963 überein. Bei der Durchführung des 
6. RAG haben sich aber Fälle gezeigt, in denen 
durch die Anwendung der Ruhensvorschriften 
und wegen des Fehlens des z. B, im 5. RAG vor- 
geschriebenen uneingeschränkten Schutzes des 
Besitzstandes der neue Gesamtbetrag der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
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gesetzlichen Unfallversicherung niedriger war j 
als der Gesamtbetrag der Renten im Dezember ! 
1963. Zwar hat die Bundesversicherungsanstalt ' 
für Angestellte in diesen Fällen die Rente aus 
der Angestelltenversicherung so weit aufgefüllt, 
daß der Berechtigte nicht schlechter gestellt wird 
als vor Anwendung des 6. RAG. Mehrere Lan- 
desversicherungsanstalten sind aber dem Bei- 
spiel der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte nicht gefolgt, weil der Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger die Auffassung ver- 
tritt, daß die Rentenversicherungsträger nur auf 
Grund einer gesetzlichen Regelung, die den Be- 
sitzstandsschutz des Gesamtbetrages der Renten 
aus beiden Versicherungszweigen vorsieht, die 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
in einer Höhe gewähren dürfen, die über den 
vorgeschriebenen Grenzbeträgen liegt. 

Da ein Verbesserungsgesetz, das für mehrere 
Millionen Rentenempfänger beachtliche Renten- 
erhöhungen in zwei Versicherungszweigen 
bringt, nicht zur Folge haben sollte, daß einige 
Rentenempfänger schlechter gestellt werden als 
vor der Anwendung des Verbesserungsgesetzes, 
wird die vorgeschlagene Ergänzung für erforder- 
lich gehalten. Außerdem wird durch die vorge- 


schlagene Ergänzung erreicht, daß alle Renten- 
versicherungsträger einheitlich verfahren. 

Sollten mit der vorgeschlagenen Ergänzung nicht 
alle Fälle, in denen trotz einer gesetzlich vorge- 
sehenen Erhöhung der Rente bei und außerhalb 
der Anpassung eine Reduzierung der Gesamt- 
rente eintritt, von der vorstehenden Besitzstands- 
klausel erfaßt sein, wird es für erforderlich ge- 
halten, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens die Besitzstandsklausel noch weiter- 
hin zu ergänzen. 


4. § 14 Abs. 1 

Folgender Satz 2 ist anzufügen: 

„In den Fallen des § 12 Abs. 1 Satz 3 ist dem 
Rentenempfänger eine neue schriftliche Mittei- 
lung über die Höhe seiner Rente aus der Renten- 
versicherung, die ihm für die Zeit vom 1. Januar 
1964 bis zum 31. Dezember 1964 zusteht, zu ge- 
ben." 

Begründung 

Folge der Empfehlung zu § 12 Abs. 1. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorsdilägen des Bundesrates 


Zu 1. und 2. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Sonderzuschuß ist kein lohnbezogener Renten- 
bestandteil. Durch die Anpassung wird aber nur die 
wirtschaftliche Entwicklung, wie sie ihren Nieder- 
schlag in der Lohnentwicklung gefunden hat, auf die 
Rentner übertragen. Der Sonderzuschuß wird auch 
nicht nur zu den niedrigsten Renten gewährt, son- 
dern auch zu den höchsten Renten, wie sich aus der 
Formulierung des Gesetzes ergibt. 


Zu 3. und 4. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Vorschlag führt nach Auffassung der Bundes- 
regierung zu einer unterschiedlichen Behandlung 
gleicher Fälle, je nachdem, ob der Rentenversiche- 
rungsträger im Einzelfall erkannt hatte, daß die 
Ruhensvorschriften anzuwenden waren oder nicht. 
Im ersteren Fall waren die Ruhensvorschriften an- 


gewendet und die Rente gekürzt worden. Im zwei- 
ten Fall würde nach dem Vorschlag des Bundesrates 
dem Berechtigten der Mehrbetrag belassen werden. 
Er würde also auf Grund eines fehlerhaften Verwal- 
tungshandelns besser gestellt werden als ein Ren- 
tenberechtigter, bei dem die Ruhensvorschriften an- 
gewendet worden sind. 

Durch den Änderungsvorschlag soll die unterschied- 
liche Verwaltungspraxis im Wege der Gesetzgebung 
bereinigt werden. Es kann aber nicht Aufgabe der 
Gesetzgebung sein, in diesen Fällen einzugreifen. 
Bei unterschiedlichen Rechtsauffassungen eine ein- 
heitliche Rechtsanwendung sicherzustellen, ist nach 
Auffassung der Bundesregierung Aufgabe der Recht- 
sprechung. 

Durch den Änderungsvorschlag sollen nachträglich 
Fehler der Verwaltung durch den Gesetzgeber sank- 
tioniert werden. In den Rentenanpassungsgesetzen 
war und ist vorgeschrieben, daß die Ruhensvor- 
schriften anzuwenden sind. Durch den Antrag würde 
erreicht werden, daß in den Fällen, in denen die 
Verwaltung zunächst irrtümlich die Ruhensvorschrif- 
ten nicht angewendet hat, diese Praxis durch den 
Gesetzgeber nachträglich gebilligt werden würde, 
mit dem bereits oben geschilderten Ergebnis, daß 
Rentenberechtigte bei gleichen Tatbeständen unter- 
schiedlich behandelt werden würden. 
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